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Stadt Dinklage 

Bebauungsplan Nr. 27 „Haverkamp“, 2. Änderung 

47. Änderung des Flächennutzungsplanes 

Abwägung der Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gemäß § 4 (1) BauGB und zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB 

Anmerkung: Die Beschlussfassung über die in der nachstehenden Abwägungstabelle enthaltenen Stellungnahmen ist vorläufig. Die Stellungnahmen sind in den Entwurf 

des Planwerks eingeflossen. Der Entwurf des Planwerks wird öffentlich ausgelegt und den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zur Stellungnahme zuge-

stellt. Für die Abwägung vor dem Satzungsbeschluss sind grundsätzlich nur die Stellungnahmen maßgeblich, die im Rahmen der förmlichen Beteiligung nach § 3 Abs. 2, 

§ 4 Abs. 2 und ggf. erneuten Beteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB eingehen. Änderungen der vorläufigen Abwägungsergebnisse sind möglich. 

 

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1a Landkreis Vechta 
Ravensberger Straße 20 
49377 Vechta 

04.05.2026 

Zum FNP 47 

Hinsichtlich der von mir wahrzunehmenden Belange bestehen 
gegen den Änderungsentwurf grundsätzlich keine Bedenken. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 Umweltschützende Belange 

Für eine rechtssichere Prüfung und Beurteilung der durch die 
Planung entstehenden artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände nach § 44 BNatSchG wird aus artenschutzrechtlicher 
Sicht empfohlen, die Bäume und Gebäude im Plangebiet auf 
Quartierstrukturen/Fortpflanzungs- und Ruhestätten der der Ar-
tengruppe Vögel und Fledermäuse sowie auf das Vorhandensein 
von Fledermauswochenstuben zu untersuchen. Anhand der Er-
gebnisse sind Vermeidungs-, Minderungs- und funktionserhal-
tende Maßnahmen herzuleiten. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 

Alle heimischen Fledermausarten gehören zu den streng geschützten Arten gemäß 
FFH-Richtlinie. Aufgrund der Habitatausprägung des Geltungsbereiches wird ein ge-
ringes Potenzial für Fledermäuse gesehen, Quartiersnutzungen können innerhalb 
des Geltungsbereiches aufgrund der Habitatausprägung ausgeschlossen werden. 

  Mit der o.g. Planung entsteht ein Kompensationsdefizit von 1.752 
Werteinheiten. Die zur vollständigen Kompensation erforderli-
cher externe Ausgleichsfläche ist rechtzeitig vor dem Feststel-
lungsbeschluss nachzuweisen und in geeigneter Art und Weise 
durch weiteren Änderungsbereich, Eigentum oder städtebauli-
chen Vertrag zu sichern. Die Lage der Fläche ist parzellenscharf 
abzugrenzen und kartographisch darzustellen. Die auf der Flä-
che vorgesehenen Maßnahmen sind einschließlich des Zeit-
punktes ihrer Umsetzung und der erforderlichen Pflege detailliert 
zu beschreiben und ggf. festzusetzen. 

Der Nachweis der externen Kompensation wird bis zur Beteiligung gemäß § 3 (2) 
und § 4 (2) BauGB geklärt und in der Begründung dargelegt. Es ist vorgesehen, die 
externe Kompensation im Ersatzflächenpool Gut Lage zu realisieren.  

Aufgrund des gewählten Parallelverfahrens erfolgt der Nachweis für die Ebene des 
Bebauungsplanes und wird redaktionell in den FNP übertragen. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1b Landkreis Vechta 
Ravensberger Straße 20 
49377 Vechta 

04.05.2026 

Zum BP 27 

Hinsichtlich der von mir wahrzunehmenden Belange bestehen 
gegen den Änderungsentwurf grundsätzlich keine Bedenken. 

 

Umweltschützende Belange 

Für eine rechtssichere Prüfung und Beurteilung der durch die 
Planung entstehenden artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände gemäß § 44 BNatSchG wird aus artenschutzrechtlicher 
Sicht empfohlen, die Bäume und Gebäude im Plangebiet auf 
Quartierstrukturen/Fortpflanzungs- und Ruhestätten der der Ar-
tengruppe Vögel und Fledermäuse sowie auf das Vorhandensein 
von Fledermauswochenstuben zu untersuchen. Anhand der Er-
gebnisse sind Vermeidungs-, Minderungs- und funktionserhal-
tende Maßnahmen herzuleiten. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 

Alle heimischen Fledermausarten gehören zu den streng geschützten Arten gemäß 
FFH-Richtlinie. Aufgrund der Habitatausprägung des Geltungsbereiches wird ein ge-
ringes Potenzial für Fledermäuse gesehen, Quartiersnutzungen können innerhalb 
des Geltungsbereiches aufgrund der Habitatausprägung ausgeschlossen werden. 

  Es entsteht ein Kompensationsdefizit von 1.752 Werteinheiten. 
Die zur vollständigen Kompensation erforderlicher externe Aus-
gleichsfläche ist rechtzeitig vor dem Satzungsbeschluss nachzu-
weisen und in geeigneter Art und Weise durch weiteren Gel-
tungsbereich, Eigentum oder städtebaulichen Vertrag zu sichern. 
Die Lage der Fläche ist parzellenscharf abzugrenzen und karto-
graphisch darzustellen. Die auf der Fläche vorgesehenen Maß-
nahmen sind einschließlich des Zeitpunktes ihrer Umsetzung 
und der erforderlichen Pflege detailliert zu beschreiben und ggf. 
festzusetzen. 

Der Nachweis der externen Kompensation wird bis zur Beteiligung gemäß § 3 (2) 
und § 4 (2) BauGB geklärt und in der Begründung dargelegt. 

Der Nachweis der externen Kompensation wird bis zur Beteiligung gemäß § 3 (2) 
und § 4 (2) BauGB geklärt und in der Begründung dargelegt. Es ist vorgesehen, die 
externe Kompensation im Ersatzflächenpool Gut Lage zu realisieren. 

Aufgrund des gewählten Parallelverfahrens erfolgt der Nachweis für die Ebene des 
Bebauungsplanes und wird redaktionell in den FNP übertragen. 

  Denkmalschutz 

Die im Luftbild erkennbare und in der Begründung beschriebene 
bestehende Bebauung ist nicht eingemessen worden. Durch ihr 
Vorhandensein bestehen seitens der archäologischen Denkmal-
pflege keine Bedenken gegen den Änderungsentwurf. Dennoch 
bitte ich darum, den bereits vorhandenen Hinweis zur Archäolo-
gie wie folgt zu ändern: 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Fortsetzung 

Landkreis Vechta 

„Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühge-
schichtliche sowie mittelalterliche oder frühneuzeitliche Boden-
funde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohlean-
sammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) ge-
macht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nieders. Denk-
malschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der zuständigen 
unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen 
Landesamt für Denkmalpflege - Abteilung Archäologie - Stütz-
punkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441 / 205766-15 un-
verzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der 
Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutz-
gesetzes bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige un-
verändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung 
der Arbeiten gestattet.“ 

Der nebenstehende Planhinweis wird zum Entwurfsstand angepasst. 

  Wasserwirtschaft 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht weise ich darauf hin, dass in der 
Begründung die Regelung des Oberflächenwasserabflusses 
konkret aufzuzeigen ist. In der Begründung ist lediglich die Aus-
sage getroffen, dass das Niederschlagswasser in den Regen-
wasserkanal eingeleitet werden soll. Hier ist zu berücksichtigen, 
dass weitere Flächen befestigt werden, sodass die Leitungen 
ausreichend dimensioniert sein müssen. Eine Abflussverschär-
fung in den angrenzenden Gewässern ist durch geeignete Maß-
nahmen zu unterbinden. 

 

Dem Hinweis kann nicht gefolgt werden. 

Das Plangebiet weist heute bereits eine fast vollständige Versiegelung bei einer funk-
tionierenden Oberflächenentwässerung auf.  

Ein Oberflächenentwässerungskonzept wird aktuell erstellt. 

  Löschwasser 

Gemäß § 41 NBauO muss zur Brandbekämpfung eine ausrei-
chende Wassermenge den örtlichen Verhältnissen entsprechend 
zur Verfügung stehen. Bei nicht ausreichender Löschwasser-
menge kann eine Baugenehmigung versagt werden. Grundlage 
für die Berechnung des Löschwasserbedarfs ist das Arbeitsblatt 
W 405 des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. 
(DVGW) von Februar 2008. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Genehmigungsplanung 
berücksichtigt. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Fortsetzung 

Landkreis Vechta 

Für das Plangebiet 27 ist eine Löschwassermenge von mindes-
tens 1 x 96 m3/h (1.600 L/Min) über einen Zeitraum von zwei 
Stunden als Grundschutz erforderlich. Der Abstand zwischen 
den Hydranten soll 120 m nicht überschreiten. Sollte die benö-
tigte Löschwassermenge nicht über das Trinkwassersystem zur 
Verfügung gestellt werden können, so ist die fehlende Differenz 
auf andere Art und Weise, z.B. einen Löschwasserbrunnen zu 
sichern. Objektbezogen können alle Löschwasserentnahmestel-
len im Umkreis von 300 m berücksichtigt werden. Der genaue 
Standort der Löschwasserentnahmestellen ist mit der Brand-
schutzdienststelle des Landkreises Vechta unter Einbeziehung 
der örtlichen Feuerwehr abzusprechen. 

Die nebenstehenden Angaben werden zur Kenntnis genommen und in die Begrün-
dung in Kapitel 4.9 ergänzt. 

2 Oldenburgische Indust-
rie- und Handelskammer 
26044 Oldenburg 

05.05.2026 

Zum BP + FNP 

Die Stadt Dinklage beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Verlagerung und Erweiterung eines Raiffeisen-
marktes zu schaffen. In diesem Zusammenhang soll die Ver-
kaufsfläche von derzeit ca. 1.230 m2 auf künftig ca. 1.880 m2 er-
höht werden. 

 

Zu dem Vorhaben nehmen wir wie folgt Stellung: Wird zur Auslegung ergänzt. 

  Bewertungsgrundlagen 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Einzelhandelsgroß-

projekt im Sinne des Landes-Raumordnungsprogramms 

(LROP), sodass die entsprechenden landesplanerischen Vorga-
ben zu beachten sind. 

 

Die Hinweise zur Landesplanung werden zur Kenntnis genommen. 

Die genannten Quellen sind bereits Bestandteil der Planunterlagen. 

  Den Planunterlagen ist die „Auswirkungsanalyse zur Verlage-
rung und Erweiterung eines Raiffeisenmarktes in Dinklage - Vor-
abexemplar“ der Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung 
mbH (GMA) mit Stand vom 26.07.2024 beigefügt. 

 

  Darüber hinaus verfügt die Stadt Dinklage über ein Einzelhan-
delskonzept aus dem Jahr 2008. Dieses ist jedoch nicht mehr 
aktuell und kann daher nicht als belastbare Bewertungsgrund-
lage für das vorliegende Planvorhaben herangezogen werden. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

2 Fortsetzung 

Oldenburgische Indust-
rie- und Handelskammer 

Zur Auswirkungsanalyse der GMA 

Verträglichkeitsgutachten müssen widerspruchsfrei, nachvoll-
ziehbar und verständlich sein sowie ein „realistisches Worst-
Case-Szenario“ abbilden (vgl. OVG Niedersachsen, Urteil vom 
22.12.2014- 1 MN 118/14). 

 

  Der Gutachter nutzt ein Marktanteilskonzept, dessen Ergebnisse 
stark von gesetzten Annahmen zu Marktanteilen im Einzugsge-
biet abhängen. Deren Herleitung bleibt jedoch weitgehend in-
transparent, sodass die erforderliche Nachvollziehbarkeit aus 
unserer Sicht nicht gegeben ist. 

 

  Wir regen daher an, die Methodik transparenter darzustellen und 
stärker empirisch zu unterlegen. Im vorliegenden Fall - der Ver-
lagerung eines bestehenden Raiffeisenmarktes - bietet sich ins-
besondere die Einbeziehung von Handy-GPS-Daten zur Analyse 
der aktuellen Kundenherkunft an, zumal der Gutachter GMA ent-
sprechende Analysen selbst anbietet. Die Ergebnisse dieser 
Auswertung sollten im Gutachten nachvollziehbar dargestellt 
werden, um die Belastbarkeit der Aussagen zur Umsatzherkunft 
zu erhöhen. 

Der Anregung wird gefolgt und das Gutachten redaktionell ergänzt. 

  Zum Einzelhandelskonzept 

Das bestehende Einzelhandelskonzept der Stadt Dinklage aus 
dem Jahr 2008 ist nicht mehr aktuell. Es bildet die gegenwärtige 
städtebauliche Situation in Dinklage nicht ab und berücksichtigt 
die seitdem eingetretenen strukturellen Veränderungen im Ein-
zelhandel - sowohl auf Anbieter- als auch auf Nachfrageseite - 
nicht. Damit fehlt derzeit eine zentrale und belastbare Bewer-
tungsgrundlage, um Einzelhandelsvorhaben konsistent und 
rechtssicher aus städtebaulicher Sicht beurteilen zu können. 
Dies führt zu erheblichen Unsicherheiten in der städtebaulichen 
Bewertung sowie planungsrechtlichen Einordnung und erhöht 
das Risiko von Fehlsteuerungen sowie die rechtliche Angreifbar-
keit entsprechender Entscheidungen. 

 

Der Anregung wird gefolgt und das Gutachten redaktionell ergänzt. 
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Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

2 Fortsetzung 

Oldenburgische Indust-
rie- und Handelskammer 

Gleichwohl erscheint das vorliegende Vorhaben aufgrund seines 
eindeutigen Schwerpunkts auf nicht zentrenrelevante Sortimente 
städtebaulich verträglich. Die Bewertung der städtebaulichen 
Auswirkungen zukünftiger Vorhaben mit potenziell zentrenrele-
vanten Hauptsortimenten - wie etwa der in den Planunterlagen 
genannten Ansiedlung eines Lidl-Marktes in räumlicher Nähe - 
ist ohne ein aktuelles Einzelhandelskonzept jedoch nur einge-
schränkt belastbar möglich und mit erheblichen Abwägungsrisi-
ken verbunden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

  Vor diesem Hintergrund empfehlen wir dringend eine zeitnahe 
Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts. Hierfür sollte ein Ar-
beitskreis unter Beteiligung der relevanten Akteure - insbeson-
dere Vertreterinnen und Vertreter des örtlichen Einzelhandels, 
der Stadtverwaltung (Stadtplanung/Wirtschaftsförderung), der 
Kommunalpolitik, des Stadtmarketings, der Branchen- und Wirt-
schaftsverbände sowie der Oldenburgischen IHK - eingerichtet 
werden, um eine fachlich fundierte und abgestimmte Aktualisie-
rung sicherzustellen. 

Die Anregung wird geprüft und in den politischen Gremien beraten. 

Das vorhabenbezogene Gutachten wird redaktionell ergänzt. 

  Ergänzender Hinweis 

Hinsichtlich der in den Planunterlagen erwähnten Ansiedlung ei-
nes Lidl-Marktes in räumlicher Nähe zum vorliegenden Planvor-
haben weisen wir auf Folgendes hin: Das Plangebiet sowie sein 
Umfeld stellen keine städtebaulich integrierte Lage im Sinne des 

Landes-Raumordnungsprogramms (LROP) dar. Vor diesem Hin-

tergrund erscheint die Ansiedlung eines großflächigen Lebens-
mitteldiscounters voraussichtlich nicht mit dem Integrationsgebot 
des LROP vereinbar. Da Einzelhandelsvorhaben die Ziele der 
Raumordnung zu beachten haben, wäre ein entsprechendes 
Vorhaben raumordnerisch unzulässig. 

 

Der Hinweis wird geprüft. 

 

  Eine weitergehende Bewertung behalten wir uns im Rahmen ei-
nes entsprechenden Bauleitplanverfahrens vor. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Sprechen Sie uns bei Fragen gerne an.  
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Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

3 OOWV 
Georgstraße 4 
26919 Brake 

30.04.2026 

Zum BP + FNP 

Wir bedanken uns für die Übersendung der Unterlagen zum oben 
genannten Vorhaben und für die Beteiligung als Träger öffentli-
cher Belange. 

Nach Prüfung der Unterlagen nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

Im Bereich des Plangebietes befinden sich Versorgungsleitun-
gen, sowie angrenzend an das Plangebiet Abwasserbeseiti-
gungsleitungen des OOWV. 

 

  Wir bitten Sie sicherzustellen, dass die Leitungen weder mit einer 
geschlossenen Fahrbahndecke, außer in Kreuzungsbereichen, 
noch durch Hochbauten überbaut werden. Außerdem ist eine 
Überpflanzung der Leitungen oder anderweitige Störung oder 
Gefährdung in ihrer Funktion auszuschließen. Um für die Zukunft 
sicherzustellen, dass eine Überbauung der Leitungen nicht statt-
finden kann, werden Sie gebeten, ggf. für die betroffenen Leitun-
gen ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht einzutragen. 

 

  Im weiteren Teil gliedert sich die Stellungnahme in den Punkten: 

• Versorgungssicherheit 

• Entsorgungssicherheit 

• Indirekteinleitung 

Diese müssen inhaltlich getrennt voneinander betrachtet wer-
den. 

 

  Versorgungssicherheit 

Das Plangebiet kann im Rahmen einer Rohrnetzerweiterung an 
unser Trinkwasserversorgungsnetz angeschlossen werden. 
Sollte eine Erweiterung notwendig sein, kann diese nur auf der 
Grundlage der Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit 
Wasser (AVBWasserV) des OOWV und unter Berücksichtigung 
des Begleitvertrages für die Stadt Dinklage durchgeführt werden. 
Nehmen Sie bitte vor Ausschreibung der Erschließungsarbeiten 
mit uns Kontakt auf, um den Zeitpunkt und den Umfang der Er-
weiterung festzulegen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 

  Bitte beachten Sie bzgl. der Versorgungsleitungen die Mindest-
abstände zu Bauwerken und Fremdanlagen sowie Anforderun-
gen an Schutzstreifen des DVGW Arbeitsblattes W 400-1. 

 



 

Stadt Dinklage 

Bebauungsplan Nr. 27 „Haverkamp“, 2. Änderung 

47. Änderung des Flächennutzungsplanes 

8 

   

Nr. 
Träger öffentlicher 
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Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

3 Fortsetzung 

OOWV 

Versorgungsdruck 

Der anstehende Druck reicht im Regelfall jederzeit aus, um die 
vorgesehene Bebauung mit vier Vollgeschossen entsprechend 
DVGW 400-1 druckgerecht mit Trinkwasser aus unserem Ver-
sorgungsnetz zu versorgen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 

  Kunden mit einem hohen Trinkwasserbedarf haben frühzeitig die 
Versorgungsmöglichkeiten mit dem OOWV abzuklären. Zur Be-
urteilung durch den OOWV sind Auskünfte über den erwarteten 
monatlichen oder jährlichen Bedarf und den Spitzendurchfluss 
erforderlich. 

 

  Löschwasserversorgung 

Im Hinblick auf den der Gemeinde obliegenden Brandschutz 
(Grundschutz, NBrandSchG §2) weisen wir ausdrücklich darauf 
hin, dass die Löschwasservorhaltung kein gesetzlicher Bestand-
teil der öffentlichen Wasserversorgung ist und nicht vertraglich 
auf den OOWV übertragen wurde. Eine Pflicht zur vollständigen 
oder teilweisen Sicherstellung der Löschwasserversorgung über 
das öffentliche Trinkwasserversorgungsnetz besteht für den 
OOWV nicht. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 

  Es ist frühzeitig beim OOWV der rechnerisch mögliche Anteil lei-
tungsgebundenen Löschwasser zu erfragen, der anderen Lösch-
wasserquellen ergänzen kann, um die Richtwerte für den Lösch-
wasserbedarf nach DVGW-Arbeitsblatt W 405 zu erreichen. 

 

  Entsorgungssicherheit 

Das Plangebiet kann im Rahmen einer Rohrnetzerweiterung an 
unser Abwasserentsorgungsnetz angeschlossen werden. Sollte 
eine Erweiterung notwendig sein, kann diese nur auf Grundlage 
der Satzungen für die Abwasserbeseitigung der Stadt Dinklage 
erfolgen. Nehmen Sie bitte vor der Ausschreibung der Erschlie-
ßungsarbeiten mit uns Kontakt auf, um den Zeitpunkt und den 
Umfang der Erweiterung festzulegen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 
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3 Fortsetzung 

OOWV 

Bitte beachten Sie, dass die Schutzstreifentrasse (je 2,50m links 
und rechts parallel zur Leitung) weder überbaut noch unterirdisch 
mit Hindernissen versehen werden darf. Ebenso dürfen Bepflan-
zungen oder Anschüttungen nicht in die Trasse hineinwachsen 
bzw. hineinragen und Bäume müssen einen Abstand von min-
destens 2,50m zur Leitung haben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 

  Wir bitten Sie sicherzustellen, dass alle Schächte zur Durchfüh-
rung von Inspektions-, Reinigungs- und Unterhaltungsmaßnah-
men anfahrbar bleiben. 

 

  Bitte beachten Sie außerdem die zurzeit gültigen einschlägigen 
Vorschriften wie DIN-Normen, DWA-Regelwerke, etc. 

 

  Schmutzwasser 

Kanalbestand 

Im Bereich der Sanderstraße befindet sich ein Schmutzwasser-
Freigefällekanal DN 300. Die Kanaltiefen liegen bei ca. 2m in der 
Haltung beim Anschluss Schacht 10830. 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 

  Kanalnetz 

Die Überprüfung der hydraulischen Leistungsfähigkeit des vor-
handenen Kanals kann erst nach Bekanntwerden der anfallen-
den Abwassermenge erfolgen. Ob der Anschluss im Freigefälle 
erfolgen kann oder ob Hebeanlagen notwendig werden, ist von 
den Geländehöhen im Planungsgebiet, die uns zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht vorliegen, abhängig und wird sich im Verlauf 
der Erschließungsplanung ergeben. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 

  Sollte aus geodätischer Sicht ein Pumpwerk erforderlich werden, 
sind der Standort und dessen Größe in einem Ortstermin festzu-
legen und im Bebauungsplan festzusetzen. Ein zentrales Pump-
werk, das die umliegenden Gebiete berücksichtigt, ist zu bevor-
zugen. Das Pumpwerk muss für Spül- und Wartungsfahrzeuge 
anfahrbar sein. Die Zuwegung und Abstellmöglichkeit für diese 
ist unter Berücksichtigung der StVO auszuführen. 
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3 Fortsetzung 

OOWV 

Klärkapazitäten 

Für die Weiterleitung und Reinigung der aus dem künftigen Plan-
gebiet anfallenden Schmutzwässer stehen ausreichende Klärka-
pazitäten in der Kläranlage zur Verfügung. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. 

  Indirekteinleiter  

1. Gastronomie: 

Für den Fall, dass sich zukünftig beim Raiffeisenmarkt ein gast-
ronomischer Betrieb (z.B. Backshop mit Ausschank von warmen 
Speisen) niederlässt, bedarf es einer Abscheideranlage für Fette 
gemäß DIN EN 1825 in Verbindung mit DIN 4040, bestehend aus 
Schlammfang und Fettabscheider, mit nachgeschaltetem Probe-
nahmeschacht. 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzungsplanung be-
achtet. Nach derzeitigem Planstand werden keine gastronomischen Anlagen vorge-
sehen. 

  Die Abscheideranlage für Fette mit nachgeschaltetem Probenah-
meschacht gilt nur für den Abwasserstrang „Abwasser aus dem 
Küchenbereich" und nicht für sonstiges Sozialabwasser, wie z.B. 
Toilettenabwasser, das direkt dem Übergabeschacht zugeführt 
werden muss. 

 

  In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass der 
Einsatz eines mobilen Kleinfettabscheiders nicht geeignet ist. 

 

  Niederschlagswasser 

Sollte aufgrund der vorherrschenden Boden- und Grundwasser-
verhältnisse eine Versickerung des anfallenden Niederschlags-
wassers nicht möglich sein, kann der OOWV das anfallende Nie-
derschlagswasser aufnehmen. Voraussetzung hierfür ist, dass 
die technischen Rahmenbedingungen (Kanalanlagen) vorhan-
den sind. Bei der Einleitung in die Kanalisation ist grundsätzlich 
eine eigene Rückhaltung vorzusehen. Der Drosselabfluss darf 
nicht mehr als 2 l/(s ha) betragen. Im Rahmen der Bauleitplanung 
ist ein Entwässerungskonzept aufzustellen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet. 

Die Ergebnisse des Entwässerungskonzeptes werden in die Planunterlagen einge-
stellt. 

  Kanalbestand 

Im Bereich der Sanderstraße befindet sich ein Regenwasser-
Freigefällekanal DN 800. Die Kanaltiefen liegen bei ca. 1,72m in 
der Haltung beim Anschluss Schacht 15881. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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3 Fortsetzung 

OOWV 

Hinweise nachhaltige Regenwasserbewirtschaftung 

Im Rahmen einer nachhaltigen Regenwasserbewirtschaftung 
begrüßen wir alle städtebaulichen Maßnahmen, die auf eine Re-
duzierung der Versiegelung abzielen. Anregen möchten wir die 
Festsetzung von Gründächern auf Haupt- und Nebenanlagen so-
wie die wasserdurchlässige Bauweise von Nebenflächen (Zu-
fahrten und Wege). Andere nicht überbaute Grundstücksflächen 
sind zu begrünen und mit gebietsheimischen Bäumen und Sträu-
chern zu bepflanzen. Diese Maßnahmen reduzieren die Versie-
gelung, sind ein Baustein in der Klimafolgenanpassung und hel-
fen die Folgen von Starkregen und Hitzewellen abzumindern. Zu-
dem begrüßen wir das Verbot von Kies- und Schottergärten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet. 

Die Ergebnisse des Entwässerungskonzeptes werden in die Planunterlagen einge-
stellt. 

  Niederschlagswasser soll vor Ort versickern oder im Ausnahme-
fall direkt in ein offenes Gewässer eingeleitet werden. Die Anlage 
von RRB mit gedrosselter Einleitung in die vorhandenen Gräben 
trägt zur Aufrechterhaltung des natürlichen Wasserkreislaufs bei, 
schützt vor Wärmeinseln und ist ein Element des Überflutungs-
schutzes. 

 

  Allgemeine Hinweise 

Um das Wiederaufnehmen der Pflasterung bei der Herstellung 
von Hausanschlüssen zu vermeiden, sollte der Freiraum für die 
Ver- und Entsorgungsleitungen erst nach 75%iger Bebauung der 
Grundstücke endgültig gepflastert werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet. 

 

  Wir bitten vor Ausschreibung der Erschließungsarbeiten um ei-
nen Besprechungstermin, an dem alle betroffenen Versorgungs-
träger teilnehmen. 

 

  Wir weisen darauf hin, dass wir jegliche Verantwortung ableh-
nen, wenn es durch Nichtbeachtung der vorstehenden Ausfüh-
rung zu Verzögerungen oder Folgeschäden kommt. Eventuelle 
Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des 
Veranlassers oder nach den Kostenregelungen bestehender 
Verträge durchgeführt werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Die Einzeichnung der Versorgungs- und Abwasserbeseitigungs-
anlagen in den anliegenden Plänen ist unmaßstäblich. Genauere 
Auskünfte gibt Ihnen gerne der Leiter Herr xxx unserer Betriebs-
stelle Holdorf, Tel: 05494 xxx, vor Ort an. 
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3 Fortsetzung 

OOWV 

Um eine effiziente Bearbeitung der Stellungnahmen sicherzu-
stellen, bitten wir Sie uns Ihre Anfragen und Mitteilungen per E-
Mail an: stellungnahmen-toeb@oowv.de zu senden. 

Der Hinweis sowie die Anlagen werden zur Kenntnis genommen und im Zuge des 
weiteren Beteiligungsverfahrens beachtet. 

  

 

 

mailto:stellungnahmen-toeb@oowv.de
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3 Fortsetzung 

OOWV 

 

Der Hinweis sowie die Anlagen werden zur Kenntnis genommen und im Zuge des 
weiteren Beteiligungsverfahrens beachtet. 
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4 Nds. Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
Mercatorstraße 11 
49080 Osnabrück 

24.04.2026 

Zum BP + FNP 

Zu der 47. Änderung des Flächennutzungsplanes und der 2. Än-
derung des Bebauungsplanes „Haverkamp“ nehme ich in stra-
ßenbaulicher und verkehrstechnischer Hinsicht wie folgt Stel-
lung: 

 

Westlich des Geltungsbereiches des o. a. Bebauungsplanes 
grenzt zwischen dem Netzknotenpunkt 3314020 A und dem 
Netzknotenpunkt 3314023 O, Abschnitt Nr. 52 die Landesstraße 
845 innerhalb einer nach§ 4 (1) NStrG zusammenhängend be-
bauten Ortslage. 

 

  Die Stadt Dinklage beabsichtigt mit dieser Änderung die pla-
nungsrechtliche Voraussetzung zur Ansiedlung eines Verbrau-
chermarktes zu schaffen und weist dieses Gebiet als Sonderge-
biet aus. 

 

  Gegen Flächenausweisung der 47. Änderung des Flächennut-
zungsplanes und die 2. Änderung des Bebauungsplanes werden 
keine Einwendungen oder Bedenken erhoben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge des weiteren Verfahrens 
berücksichtigt. 

  Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über Ihre Abwägung 
meiner vorgetragenen Anregungen, Bedenken und geforderten 
Auflagen vor Veröffentlichung des Bebauungsplanes und weitere 
Beteiligung im Verfahren. 

 

  Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 
38.2 der Verwaltungsvorschriften zum BauGB um digitale Über-
sendung einer Ausfertigung der gültigen Bauplanung einschließ-
lich Begründung. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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5 Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 

23.04.2026 

Zum BP + FNP 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir 
zum o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 

 

Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, 
verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den Baugrund-
verhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver.  

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Bearbeitung beachtet. 

Die planungsrelevanten Inhalte des Kartenservers werden in der Begründung dar-
gelegt. 

5 Fortsetzung 

LBEG 

Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen 
ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des 
Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische 
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung 
des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 
und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

  Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltver-
trägen für Sie relevant sind, beachten Sie bitte unser Schreiben 
vom 04.03.2024 (Az. LID.4-L67214-07-2024-0001). 

Zum Plangebiet sind keine Altverträge bekannt. 

  Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und Kompensationsflä-
chen betroffen sind, gehen wir davon aus, dass für alle Aus-
gleichs- und Kompensationsflächen die Festlegungen der Regi-
onalen Raumplanung beachtet werden. In Rohstoffsicherungs-
gebieten sollten Ausgleichs- oder Kompensationsmaßnahmen 
erst nach einer vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, da 
sonst ein späterer Rohstoffabbau erschwert bzw. verhindert wer-
den kann. Die aktuellen Rohstoffsicherungskarten können über 
den NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder als WMS 
(Web Map Service) abgerufen werden. Zudem ist im Bereich von 
Ausgleichs- und Kompensationsflächen für erdverlegte Hoch-
druckleitungen sowie bergbauliche Leitungen ein Schutzstreifen 
zu beachten, der von jeglicher Bebauung und von tiefwurzeln-
dem Pflanzenwuchs freizuhalten ist. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge des weiteren Verfahrens 
beachtet. 

  In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir 
keine weiteren Hinweise oder Anregungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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  Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte 
gegenüber den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vo-
rausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme 
wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die ver-
fügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu inter-
pretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stel-
lungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschrif-
ten und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Be-
willigungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Keine Anregungen und Bedenken hatten: 
 
1. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg mit Schreiben vom 17.04.2026 
2. Ericsson Services GmbH mit Schreiben vom 07.04.2026 
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1 Nach § 3 (1) BauGB Während der öffentlichen Auslegung des Vorentwurfs sind keine 
Hinweise oder Anregungen aus der Öffentlichkeit abgegeben 
worden. 

 

    

 
 


